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 EU-finanziertes Abschreckungsvideo für Afrika

 Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

 Während  seitens  der  Mitgliedstaaten  der  Europäischen  Union  (EU)  jedes  Jahr  Mil-
 lionen  Euro  ausgegeben  werden,  um  sich  durch  Image-Kampagnen  im  Ausland
 ins  beste  Licht  zu  rücken,  passiert  bezogen  auf  afrikanische  Flüchtlinge  genau  das
 Gegenteil.  Eine  staatlich  finanzierte  und  von  der  EU  unterstützte  Antiwerbung  der
 Schweiz  soll  Menschen  aus  Afrika  davon  abhalten,  in  die  Länder  der  EU  bzw.  in
 die Schweiz zu immigrieren.

 Bereits  2001  versuchte  Großbritannien  mit  einem  Abschreckungsvideo,  das  sich
 an  17  500  Flüchtlinge  in  der  Unterkunft  Sangatte  (nahe  des  Eurotunnels)  richtete,
 von  der  Einreise  nach  Großbritannien  abzuhalten.  Das  Video  mit  dem  Titel
 „Würde  oder  Ausbeutung  –  Es  ist  Ihre  Entscheidung“  zeigte  angeblich  typisch
 Britisches  wie  Lagerleben,  Ödnis  und  Erniedrigung  von  Asylbewerberinnen/
 Asylbewerbern  sowie  eine  schlechte  Gesundheits-  und  Notfallversorgung,  Eisen-
 bahnerstreiks  und  schlechtes  Wetter.  Für  die  Produktion  war  die  in  Genf  ansässige
 Internationale  Organisation  für  Migration  (IOM)  zuständig.  Siebzehn  von  17  500
 angesprochenen  „Sangattisten“  fanden  sich  zwischen  August  und  Dezember  2001
 bereit,  dem  Rat  der  IOM,  die  auf  dem  Lagergelände  ein  Büro  unterhielt,  zu  folgen
 und  sich  in  die  Herkunftsländer  zurückschicken  zu  lassen  (Welt  Online  vom
 23.  Januar 2002).

 Auch  die  neue  Kampagne  wird  von  der  IOM  realisiert,  die  dafür  fast  1,5  Mio.  Euro
 ausgibt.  Initiiert  wurde  der  Kurzfilm  durch  das  Schweizer  Bundesamt  für  Migra-
 tion  (BFM).  Gezeigt  wird  ein  Mann  namens  Christian,  der  seinem  Vater  in  Kame-
 run  telefonisch  von  seinem  angeblich  erfolgreichen  Aufenthalt  in  der  Schweiz  er-
 zählt.  Während  jedoch  der  Vater  in  Kamerun  offensichtlich  in  sehr  behaglichen
 Verhältnissen  lebt,  wird  der  Bericht  des  Sohnes  mit  Bildern  kontrastiert,  die  ihn
 zeigen,  wie  er  auf  der  Straße  schläft,  um  Essen  und  Hilfe  bettelt  und  von  der  Poli-
 zei  verfolgt  wird.  Unterstützt  wurde  die  Kampagne,  die  neben  diesem  Video  auch
 Plakate  umfasst,  von  Christoph  Blocher  in  seiner  damaligen  Funktion  als  Mitglied
 des  Schweizer  Bundesrats  und  Vorsteher  des  Eidgenössischen  Justiz-  und  Polizei-
 departements (EJPD). In dieser Funktion war ihm auch das BFM untergeordnet.

 Derselbe  Christoph  Blocher  war  maßgeblich  an  der  Wahlkampagne  der  rechtskon-
 servativen  Schweizerischen  Volkspartei  (SVP)  beteiligt,  die  der  UN-Sonderbe-
 richterstatter  für  Rassismus,  Fremdenfeindlichkeit  und  Diskriminierung,  Doudou
 Die  Antwort  wurde  namens  der  Bundesregierung  mit  Schreiben  des  Bundesministeriums  des  Innern  vom  4.  Januar  2008
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Dienne,  als  „rassistisch  und  fremdenfeindlich“  (Deutsche  Welle  vom  14.  Oktober
 2007) bezeichnete.

 An  den  Kosten  des  Abschreckungsvideos  beteiligt  sich  die  EU  über  das  AENEAS-
 Programm  (Programm  für  die  finanzielle  und  technische  Hilfe  für  Drittländer  im
 Migrations-  und  Asylbereich)  mit  250  000  Euro  (Welt  Online  vom  30.  November
 2007).  Das  Programm  AENEAS,  das  für  die  Laufzeit  2004  bis  2008  mit  250  Mio.
 Euro  ausgestattet  ist,  finanziert  migrationspolitische  Projekte  in  Drittländern  (Her-
 kunfts-  und  Transitländer),  und  zielt  darauf  ab,  deren  Bereitschaft  zum  Abschluss
 von Rückübernahmeabkommen zu fördern.

 1.  Welche  Projekte  bzw.  Maßnahmen  sind  in  welchen  Ländern  bisher  aus  den  für
 den  Förderzeitraum  2004  bis  2008  zur  Verfügung  stehenden  finanziellen  Mit-
 teln  des  AENEAS-Programms  (mit)finanziert  worden  (bitte  entsprechend  der
 Maßnahme nach Ländern, Jahr und Höhe der Finanzierung auflisten)?

 Im  Förderzeitraum  2004  bis  2008  des  AENEAS-Programms  hat  die  Bundes-
 regierung bisher folgende Projekte mitfinanziert:

 2.  Welche  dieser  Projekte  bzw.  Maßnahmen  aus  Frage  1  hält  die  Bundesregierung
 für  auf  die  offizielle  Entwicklungshilfe  (sog.  ODA-Quote  –  Official  Develop-
 ment Assistance) anrechenbar (bitte mit Begründung)?

 Keines der in Frage 1 genannten Projekte.

 Nach  den  Richtlinien  des  Entwicklungsausschusses  der  OECD  sind  Ausgaben  zur
 Unterstützung  der  freiwilligen  Wiedereingliederung  von  Flüchtlingen  in  Entwick-
 lungsländern als öffentliche Entwicklungszusammenarbeit (ODA) anrechenbar.

 Sofern  Maßnahmen  aus  EU-Haushaltsmitteln  finanziert  werden,  ist  die  EU- Kom-
 mission  für  die  ODA-Meldung  zuständig.  Maßnahmen,  die  aus  dem  AENEAS-
 Programm  finanziert  wurden,  sind  weder  von  der  EU-Kommission  noch  von  der
 Bundesregierung auf die ODA angerechnet worden.

 3.  In  welchem  Umfang  sind  die  im  Rahmen  des  AENEAS-Programms  angefalle-
 nen Aufwendungen bereits in die deutsche ODA-Quote eingeflossen?

 Auf die Antwort zu Frage 2 wird verwiesen.

 4.  Plant  die  Bundesregierung,  die  Aufwendungen  im  Rahmen  des  für  den  Zeit-
 raum  2008  bis  2013  programmierten  EU-Rückkehrfonds  in  die  ODA-Quote
 einzurechnen (bitte mit Begründung)?

 Nein

 Laufendes Projekt  Inhalt/Ziele  Begünstigte
 Staaten

 Gesamt-
 budget

 Deutscher
 Beitrag

 IOM-Cluster Südkaukasus
 (EC Ref.MIGR/2005/103-475-29)

 Dialog der EU-Mitgliedstaaten mit
 Südkaukasusstaaten zu Fragen der
 Migration, Kapazitätsaufbau und
 Informationskampagne Vorbeugung
 illegaler Migration, Reintegration

 Südkaukasus-
 staaten

 1 Mio.  €  70  000  €

 IOM-Migrationssteuerung
 zwischen EU-und Magreb-Sahel
 (EC Ref.MIGR/2005/103-456-20)

 Dialog der EU-Mitgliedstaaten mit
 den Maghreb-Sahel-Staaten
 zu Fragen der Migration

 Maghreb-
 Sahel-Staaten

 2 Mio.  €  100  000  €
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5.  In  welcher  Höhe  ist  das  Abschreckungsvideo  seitens  der  EU  bisher  kofinan-
 ziert  worden,  und  in  welcher  Höhe  sind  weitere  Mittel  für  diese  Maßnahme
 eingeplant?

 Nach  Auskunft  der  Internationalen  Organisation  für  Migration  (IOM)  wurde  die
 Kampagne  zum  weit  überwiegenden  Teil  aus  schweizerischen  Haushaltsmitteln
 finanziert.  Der  EU-Beitrag  in  Höhe  von  ca.  5  000  Euro  pro  Zielland  wurde  aus
 Mitteln  der  EU-Kommission  im  Rahmen  des  AENEAS-Programms  bestritten,
 über  deren  Verwendung  die  EU-Kommission  entscheidet.  Weitere  Informatio-
 nen zu Planungen liegen der Bundesregierung nicht vor.

 6.  In  welchen  Ländern  wird  dieses  Abschreckungsvideo  bereits  gezeigt,  und
 in welchen Ländern soll es perspektivisch gezeigt werden?

 Nach  Kenntnis  der  Bundesregierung  handelt  es  sich  bei  der  in  der  Frage  genann-
 ten  Kampagne  um  ein  Projekt  des  Schweizerischen  Bundesamtes  für  Migration,
 das  dieses  gemeinsam  mit  der  Internationalen  Organisation  für  Migration  (IOM)
 in  Kamerun  und  Nigeria  durchführt.  Weitere  eigene  Informationen  zu  solchen
 Planungen liegen der Bundesregierung nicht vor.

 7.  Inwieweit  finden  die  oben  beschriebenen  Kampagnen  der  IOM  die  Zustim-
 mung  der  Bundesregierung,  die  sich  erheblich  an  der  Finanzausstattung  der
 IOM  beteiligt  (2005:  15,2  Mio.  US-Dollar;  2006:  10,25  Mio.  US-Dollar,
 bitte mit Begründung)?

 Die  Bundesregierung  sieht  von  einer  Stellungnahme  zu  Maßnahmen  Dritter  ab,
 an denen sie nicht beteiligt war.

 Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 5 verwiesen.

 8.  Plant  die  Bundesregierung,  analog  zur  spanischen  Regierung,  zusätzlich
 zur  EU  eigene  Mittel  für  die  Schweizer  Aufklärungskampagne  zur  Ab-
 schreckung  potenzieller  Migrantinnen  und  Migranten  bereitzustellen,  und
 wenn  ja,  fließt  die  Bereitstellung  von  Mitteln  für  diese  Kampagne  in  die
 Berechnung der ODA-Quote ein?

 Nein

 9.  Inwieweit  sieht  die  Bundesregierung  in  solchen  Kampagnen  einen  Beitrag
 zur Entwicklungszusammenarbeit?

 Die  Bundesregierung  sieht  in  einer  solchen  Kampagne  keinen  Beitrag  zur  Ent-
 wicklungszusammenarbeit.  Sie  setzt  im  Rahmen  ihrer  Entwicklungszusammen-
 arbeit  auf  das  positive  Potenzial  von  Migration,  z.  B.  indem  sie  dazu  beiträgt,  die
 Überweisungen  von  Migrantinnen  und  Migranten  in  ihre  Heimatländer  zu
 erleichtern  oder  indem  sie  mit  Migrantenorganisationen  zusammenarbeitet,  die
 sich in ihren Herkunftsländern entwicklungspolitisch engagieren wollen.

 10.  Plant  die  Bundesregierung  oder  planen  andere  EU-Mitgliedstaaten,  glei-
 che bzw. ähnliche Schockkampagnen?

 Die  Bundesregierung  unterstützt  das  Ziel,  potenzielle  Migrantinnen  und  Mig-
 ranten  in  den  Herkunfts-  und  Transitstaaten  der  maßgeblichen  Migrationsrouten
 in  die  EU  über  die  Risiken  illegaler  Migration  aufzuklären.  Sachliche  und  objek-
 tive  Unterrichtung  soll  gezielten  Desinformationen  krimineller  Schlepperorga-
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nisationen  entgegenwirken.  Die  Durchführung  entsprechender  Informations-
 kampagnen  ist  im  Maßnahmenkatalog  zum  europäischen  Gesamtansatz  zur
 Migrationsfrage  mit  Schwerpunkt  Afrika  und  Mittelmeerraum  enthalten,  auf
 den  sich  alle  EU-Mitgliedstaaten  unter  aktiver  Mitwirkung  der  Bundesregierung
 verständigt  haben  (vgl.  Schlussfolgerungen  des  Vorsitzes  des  Europäischen
 Rates  vom  17.  Dezember  2005  mit  Anlage  I,  Dok.  15914/05  Concl  3).  Außer-
 dem  haben  sich  die  EU  und  afrikanische  Staaten  auf  den  Ministerkonferenzen  in
 Rabat  und  Tripolis  2006  auf  konkrete  Aktionspläne  geeinigt,  die  unter  anderem
 auch  die  Durchführung  von  Informationskampagnen  zur  Aufklärung  über  die
 Risiken illegaler Migration vorsehen.

 11.  Planen  weitere  EU-Mitgliedstaaten,  zusätzlich  zur  EU  eigene  Mittel  zur
 Finanzierung  dieser  Kampagne  bereitzustellen  bzw.  haben  dies  bereits  zu-
 gesagt?

 Dazu liegen der Bundesregierung keine Informationen vor.

 12.  Inwieweit  sieht  die  Bundesregierung  in  der  Darstellung  eines  in  scheinbar
 gutbürgerlichen  Verhältnissen  lebenden  Mannes  in  Afrika,  der  mit  seinem
 nach  Europa  geflohenen  Sohn  telefoniert,  der  wiederum  in  einem  Umfeld
 lebt,  in  dem  Menschen  aus  Afrika  unter  Brücken  schlafen,  vor  der  Polizei
 flüchten und ein Dasein als Bettler fristen, eine Verkehrung der Realität?

 13.  Inwieweit  sieht  die  Bundesregierung  ein  Problem  darin,  dass  diese  Kam-
 pagne  den  Eindruck  vermittelt,  Hunger,  Armut  und  Krieg  wären  nicht  die
 Hauptursache für die Flucht aus Afrika nach Europa?

 Auf die Antwort zu Frage 7 wird verwiesen.

 14.  Inwieweit  erkennt  die  Bundesregierung  einen  Widerspruch  zwischen  dem
 Inhalt  des  Abschreckungsvideos  und  der  Tatsache,  dass  von  den  rund
 3  400  afrikanischen  Flüchtlingen,  die  2006  in  die  Schweiz  gekommen
 sind,  die  meisten  aus  Ländern  kommen,  in  denen  Krieg  oder  Bürgerkrieg
 herrscht  und/oder  die  Verletzung  der  Menschenrechte  auf  der  Tagesord-
 nung steht (vgl. Jahresstatistik 2006 des BFM)?

 Von  der  notwendigen  Aufklärung  über  die  oft  lebensbedrohlichen  Risiken
 illegaler  Migration  ist  die  Frage  der  Gewährung  internationalen  Schutzes  für
 Personen,  die  um  solchen  Schutz  nachsuchen,  zu  unterscheiden.  Hierüber
 entscheiden  Staaten  entsprechend  ihren  Verpflichtungen  gemäß  dem  interna-
 tionalen Flüchtlingsrecht.

 15.  Ist  der  Bundesregierung  die  Kritik  von  Vertretern  afrikanischer  Staaten
 gegen  den  Spot  bekannt,  in  der  den  Machern  vorgeworfen  wird,  mit  sim-
 pelsten Tricks zu arbeiten (Der Standard vom 2. Dezember 2007)?

 16.  Inwieweit  sieht  die  Bundesregierung  wie  die  britische  Zeitung  „The  Inde-
 pendent“  vom  29.  November  2007  eine  inhaltliche  Nähe  des  Videos  zu
 dem  Wahlkampfplakaten  der  SVP,  auf  dem  drei  weiße  Schafe  ein  schwar-
 zes aus dem Land schubsen?

 Auf die Antwort zu Frage 7 wird verwiesen.
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